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Drucksache 3659 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Dritten Gesetzes zur Änderung des Bundes 
ergänzungsgesetzes zur Entschädigung für Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Dritte Gesetz zur Änderung des Bun- 
desergänzungsgesetzes zur Entschädigung 
für Opfer der nationalsozialistischen Verfol- 
gung (Bundesentschädigungsgesetz - BEG) 
vom 29. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 559) 
wird wie folgt ergänzt: 

In Artikel III wird hinter Nummer 2 die 
folgende Nummer 2 a eingefügt: 

„2a. Die Erhöhungen von Versorgungsbezü- 
gen oder sonstigen laufenden Leistungen 
aus deutschen öffentlichen Mitteln, die 
seit dem I. Januar 1957 erfolgt sind, 
bleiben bei der Bemessung von Leistun- 
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gen nach diesem Gesetz außer Betracht. 
Diese Vorschrift gilt entsprechend, wenn 
Versorgungsbezüge oder sonstige lau- 
fende Leistungen aus deutschen öffent- 
lichen Mitteln nach dem 1. Januar 1957 
erstmalig festgesetzt werden.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1957 in Kraft. 


Ollenhauer und Fraktion 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bäd Godesberg 
Rheinallee 20. Telefon 3551 



Begründung 

Die Sozialversicherungs-Neuregelungsgesetze 
führen zu einer Verringerung aller Sozial- 
leistungen, die eine Anrechnung von Ein- 
künften, insbesondere von Einkünften aus 
deutschen öffentlichen Mitteln, vorsehen. 
Eine solche Verschlechterung ist jedoch dann 
mit den Zwecken dieser Neuregelung nicht 
vereinbar, wenn es sich um Leistungen zur 
Wiedergutmachung eines dem Leistungsemp- 
fänger zugefiigten Unrechts handelt. Der 
vorliegende Antrag bezweckt, Rückwirkun- 
gen der Neuregelungsgesetze und der ent- 
sprechenden Vorschriften auf dem Gebiet des 
Beamtenrechts, der Kriegsopferversorgung 
usw. auf die Entschädigungen für die Opfer 
der nationalsozialistischen Verfolgung aus- 
zuschließen. 

Der Bundestag hat durch Annahme eines 
Sechsten Gesetzes zur Änderung des Bundes- 
versorgungsgesetzes eine entsprechende Maß- 
nahme auf dem vergleichbaren Gebiet der 
Kriegsopferversorgung durchgeführt. Eine 
Gleichbehandlung der Verfolgten des Natio- 
nalsozialismus ist ein Gebot der Gerechtig- 
keit. 

Ebenso wie auf dem Gebiet der Kriegsopfer- 
versorgung entstehen hier Mehrkosten. Es 
werden vielmehr nur die Ersparnisse, die in- 
folge der Anrechnung der durch die Neure- 
gelungsgesetze, erhöhten Einkünfte entstün- 
den, den Rentenempfängern nach Bundes- 
entschädigungsgesetz wieder zugeführt. 
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